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Mängel ist eine grundlegende Forderung im Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz und in gesetzlichen Bestim­
mungen als Pflicht der Betriebsleiter festgelegt (§§ 88 
Abs. 1, 91 Abs. 1 GBA, § 8 Abs. 2 Buchst b der VO zur 
Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Werktä­
tigen im Betrieb — ArbeitsschutzVO — vom 22. Sep­
tember 1962 [GBL II S. 703]).

Aus den tatsächlichen Umständen heraus hatte somit 
die Klägerin die Pflicht, die bestehende Gefahrenquelle 
zu beseitigen. Diese Pflicht hat sie nicht erfüllt Darauf 
haben; die im Kassationsverfahren mitwirkenden Ver­
treter des Bundesvorstandes des FDGB ausdrücklich 
hingewiesen.
Aus der Bestimmung in § 98 Abs. 1 GBA folgt, daß der 
Betrieb dem Werktätigen gegenüber zum Schadenersatz 
verpflichtet ist, wenn er Pflichten im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz verletzt hat. Erörterungen über einen 
Ausschluß oder eine Minderung der Ansprüche sind 
auch dann unzulässig, wenn als weitere Bedingung zu 
einer festgestellten Pflichtverletzung des Betriebes ein 
pflichtverletzendes Verhalten des geschädigten Werk­
tätigen tritt (vgL Ziff. II 2.4.2. des Berichts des Präsi­
diums, a. a. O.). Dieser vor allem auch in der Recht­
sprechung seit langem erarbeitete und wiederholt aus­
gesprochene Grundsatz schließt im Hinblick auf die er­
hobenen Schadenersatzansprüche Untersuchungen einer 
möglichen Unachtsamkeit der Verklagten aus. Sicher 
sind auch an das Verhalten des Werktätigen im Ge­
sundheits- und Arbeitsschutz Anforderungen zu stellen. 
Darin ist dem Kreisgericht zuzustimmen. Nur darf das 
Bemühen, die Werktätigen auf die Erfüllung ihnen ob­
liegender Pflichten hinzulenken, nicht zu einer nicht 
ausreichenden Prüfung der dem Betrieb obliegenden 
Pflichten und deren ggf. vorliegenden Verletzung füh­
ren.
Bei richtiger rechtlicher Würdigung der getroffenen 
Feststellungen hätte das Kreisgericht nicht den Be­
schluß der Konfliktkommission aufheben und die Ver­
klagte mit ihrer Forderung abweisen dürfen. Damit 
hätte es der Konfliktkommission durch die Rechtspre­
chung Anleitung und Unterstützung beim rechtlich rich­
tigen Herangehen an die Lösung von Streitfällen auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ge­
ben können, da die in der Zielrichtung zutreffende Ent­
scheidung der Konfliktkommission der ergänzenden 
rechtlichen Argumentation bedurfte.
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Berichtigung
Im Beitrag von Etzold/Pompoes in NJ 1973 S. 660 fl. ist auf 
S. 660, rechte Spalte, 14. Zedle von unten, versehentlich ein Wort 
ausgelassen worden. Der Satz muß richtig heißen: „Die Praxis 
zeigt, daß bei Angriffen auf das sozialistische Eigentum durch 
Diebstahl oder Betrug bei einem Schaden von über 3 000 M 
die objektive Schädlichkeit der Tat wegen dieser Folgen für 
das sozialistische Eigentum so erheblich ist, daß der Schutz 
des sozialistischen Eigentums oft eine Freiheitsstrafe erfor­
dert.“ D. Red.
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